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Mit den im Titel angeführten Forderun-
gen hat die Ökumenische Gesellschaft 
bereits vor 32 Jahren ihre Ziele doku-
mentiert. Ist aber diese Bündelung ver-
schiedener Ziele unter den heutigen 
Gegebenheiten überhaupt umsetzbar, 
oder schließen sie sich möglicherweise 
gegenseitig aus?

Geht man dieser Frage nach, dann 
ist als erstes festzuhalten, dass 
die Bewahrung der Schöpfung 

nur durch eine Reduzierung unseres 
Umweltverbrauchs und damit des ma-
teriellen Wachstums erreicht werden 
kann. Eine Reduzierung des Wirtschafts-
wachstums aber würde unter den gege-
benen Bedingungen eine Eskalation der 
sozialen Spannungen zur Folge haben, 
vor allem durch eine explosive Zunah-
me der Diskrepanzen zwischen Arm und 

Da aber dieses Geldkapital, dem in glei-
cher Höhe die Verschuldung unserer 
Volkswirtschaft gegenübersteht, seit 
1950 im Jahresdurchschnitt real um sie-
ben Prozent und damit fünf Mal rascher 
als die Wirtschaftsleistung zugenom-
men hat, steigt auch der daraus resul-
tierende Anspruch an das Volkseinkom-
men von Jahr zu Jahr überproportional 
an (s. Darstellung 1 – Nr. 110 a). Und 
dieser stetig wachsende Anspruch des 
Geldkapitals ist auf Grund der einklag-
baren Kreditverträge in jedem Fall zu er-
füllen, gleichgültig ob die Wirtschafts-
leistung ausreichend, unzureichend 
oder gar nicht gesteigert werden konn-
te. Unter Strafe von Zahlungsunfähig-
keit und Bankrott ist dieser Anspruch 
sogar dann zu erfüllen, wenn die Leis-
tung der Gesamtwirtschaft zurückgeht, 
bzw. der einzelne Kreditnehmer nur Ver-
luste erwirtschaftet hat. 

Reich. Wir haben also im Grunde heute 
nur die Wahl zwischen zwei Alternativen: 
Entweder Schutz der Umwelt zu Lasten 
des sozialen und damit auch des politi-
schen Friedens oder Erhalt des sozialen 
Friedens auf Kosten der Umwelt.

Warum stecken wir 
in diesem Dilemma?  

In jeder Volkswirtschaft wird das in Gü-
tern und Leistungen gemessene Jahres-
ergebnis der Wirtschaft, bzw. das da-
raus resultierende Volkseinkommen, 
zwischen Kapital und Arbeit aufgeteilt.

Bei der Aufteilung des Volkseinkom-
mens aber hat das Kapital, und hier vor 
allem das Geldkapital, den Erstzugriff. 
Sein Anspruch liegt bereits im Vorhin-
ein unverrückbar fest, nämlich als Re-
sultat aus Kreditvolumen mal Zinssatz. 

Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung der 
Schöpfung

Helmut Creutz (* 8. Juli 1923 † 10. Oktober 2017)

Woher – Wohin
Ich bin in der Welt
in endloser Kette
des Lebens und Sterbens
kaum mehr als ein Stein

Und trotzdem vermag ich
die Kette zu formen
und gehe damit
in die Ewigkeit ein

Vielleicht kann der Mensch
die Welt einst begreifen
das Kommen und Gehen
Woher und Wohin

Bis dahin kann ich nur
versuchen zu reifen
im Werden zu finden
das Sein und den Sinn

So kann in der Welt
ich mein Leben vollenden
Der mündige Mensch braucht
kein Jenseits als Flucht

Nur dann wird zum Guten
die Zukunft sich wenden
wenn man schon im Diesseits
die Ewigkeit sucht

Helmut Creutz
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Was sind die Folgen dieser 
Anspruchsentwicklung?  

Da man jeden Kuchen bekanntlich 
nur einmal essen kann, wird die für 
die Arbeit verbleibende Restgröße 
des Volkseinkommens, nach Abzug 
der Kapitaleinkommen, von Jahr zu 
Jahr relativ kleiner. Liegt der Umfang 

des Wirtschaftswachstums unter den 
Mehransprüchen des Kapitals, geht 
der Restanteil sogar absolut zurück. 
Über die Verteilung dieser Restgröße 
streiten sich dann jedes Jahr Arbeit-
geber und Arbeitnehmer medienwirk-
sam in der Öffentlichkeit, während die 
voraus gegangenen Verteilung zwi-
schen Kapital und Arbeit, gewisserma-

ßen automatisch und lautlos, über die 
Bühne gegangen ist. 

Selbst wenn – wie in Zinsanstiegspha-
sen immer wieder der Fall – der An-
spruch des Geldkapitals in einem Jahr 
um 15 oder mehr Prozent in die Höhe 
schießt, ist aus den Medien darüber so 
gut wie nichts zu erfahren. Dabei han-

delt es sich bei 
diesen Anstiegen 
schon lange nicht 
mehr um Bagatel-
len. Angesichts 
eines Schulden-
volumens, das 
mit 6.795 Mrd. 
Euro (Stand Ende 
2005) inzwischen 
gut vier Mal so 
hoch ist wie das 
Volkseinkommen, 
schlägt jeder Zins-
satzanstieg im-
mer deutlicher zu 
Buche. So sind z. 
B. allein die Zins-
erträge der Ban-
ken, also die Zins-
belastungen der 
Bankschuldner, in 
den Jahren 2000 
und 2001 von 
323 auf 382 Mrd. 
Euro angestiegen, 
also um rund 60 
Milliarden, was 
zwangsläufig 
eine entsprechen-
de Verschiebung 
des Volksein-
kommens von der 
Arbeit zum Be-
sitz zur Folge 
hatte. Die Grö-
ßenordnung ei-
ner solchen Ver-
schiebung wird 
nachvollziehbar, 
wenn man be-
denkt, dass diese 
60 Milliarden Euro 
zehn Prozent der 
Nettolöhne ent-
sprach und die 
gesamten Bank-
zinserträge be-
reits zwei Drittel 
dieser Lohngröße 
erreicht haben! 

Darstellung 1 – Nr. 110 a

GERECHTIGKEIT, FRIEDEN UND BEWAHRUNG DER SCHÖPFUNG



www.humane-wirtschaft.de18   Nr. 272

Wie sich solche durch den Zins be-
dingten Einkommensverschiebungen 
mittelfristig auswirken, zeigt die obige 
Darstellung (Darstellung 2 – Nr. 137 h).

In den Medien werden solche Zahlen 
und Vergleichsgrößen so gut wie nie 
erwähnt. Hier schlagen sich die Folgen 
solcher Anteilsverschiebungen höchs-
tens als Berichte über Firmenpleiten 
und vor allem über Anstiege der Ar-
beitslosigkeit nieder. Nur selten wer-
den die eigentlichen Ursachen solcher 
Entwicklungen einmal angesprochen 
und dann auch eher in verdeckten An-
deutungen, wie z. B. von dem LZB-Prä-
sident von Niedersachsen, Hans-Hel-
mut Kotz in seiner Neujahrsansprache 
2001: „In der unvollständigen Welt, in 
der wir leben, ... ist Arbeitslosigkeit der 
Mechanismus, der die Ansprüche von 
Lohn- und Kapitaleinkommensbezie-
hern, die in der Summe bisweilen höher 
als die gesamte Wertschöpfung sind, in 
Übereinstimmung bringt.“ 

Da sich aber in den letzten Jahrzehn-
ten nur die Ansprüche der Kapitalein-
kommensbezieher über den Zuwachs 
der Wirtschaft hinaus erhöht haben, 
müssen sich in unserer „unvollständi-
gen Welt“ schon ebenso lange die Ar-
beit-Leistenden mit weniger Zuwachs 
oder gar Kürzungen ihrer Einkommen 

zufriedengeben. Das geschieht entwe-
der durch Reduzierung der Lohnhöhen 
der Arbeitnehmer oder durch die Redu-
zierung ihrer Zahl, also durch Entlas-
sungen. Inzwischen geschieht beides 
gleichzeitig, auch wenn man – zur Ka-
schierung der Vorgänge – bei gleich-
bleibenden Löhnen längere Arbeitszei-
ten durchdrückt. Verhindern dies die 
Gewerkschaften durch Streiks, oder 
setzen sie sogar ab und zu einige Lohn-
erhöhungen durch, die den verblei-
benden „Rest des Kuchens“ überstei-
gen, dann – so der LZB-Präsident Kotz 
– „schlagen sich Anspruchsüberforde-
rungen in Preisniveausteigerungen nie-
der“, also in Inflation! Das heißt, die 
Arbeitnehmer erhalten dann zwar mehr 
Lohn, aber bei verringerter Kaufkraft. 

Dass angesichts dieser Alternativen den 
Politikern aller Parteien bei einem Absin-
ken der Wachstumsraten die Knie weich 
werden und sie mit allen Mitteln eine An-
kurbelung des Wachstums betreiben, ist 
verständlich. Ebenso, dass vor diesem 
Hintergrund alle Sonntagsreden über 
Umweltschutz, Bewahrung der Schöp-
fung und des Friedens in Vergessenheit 
geraten. Denn nur durch Wirtschafts-
wachstum und damit steigenden Steu-
ereinnahmen kann heute die Politik ih-
ren schwindenden Handlungsspielraum 
wieder etwas aufbessern. 

Aber diese angeführten Verteilungspro-
bleme als Folge eskalierender Schulden 
und Schuldenlasten zwingen uns heute 
nicht nur gesamtwirtschaftlich ein stän-
diges Wachstum auf. Auch jeder einzel-
ne Kreditnehmer ist in direkter Weise zur 
Leistungssteigerung gezwungen. Denn 
die mit den steigenden Verschuldungen 
verbundenen Zinslasten kann er letzt-
lich nur durch eine Ausweitung seiner 
persönlichen Leistung absichern. An-
sonsten bleibt ihm nur ein enger Schnal-
len seines Gürtels. Diese notwendigen 
persönlichen oder unternehmerischen 
Leistungssteigerungen werden aber 
durch die sinkende Massenkaufkraft zu-
nehmend konterkariert, so dass sich das 
Leben in unseren Gesellschaften immer 
mehr von einem friedlichen Miteinander 
zu einem rücksichtslosen Gegeneinan-
der verschiebt. Oder wie es Tristan Ab-
romeit einmal treffend ausgedrückt hat: 
Die friedliche Marktwirtschaft des „le-
ben und leben Lassens“ verkommt im-
mer mehr zu einer Wirtschaft des „fres-
sen oder gefressen Werdens“, eben zu 
einem reinen Kapitalismus.

Warum aber steigen 
die Schulden so rasant?  

Geld leihen kann man nur bei jeman-
dem, der Geld übrig hat. Das heißt, die 
Schulden in einer Gesellschaft können 
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nur in dem Umfang zunehmen wie die 
Ersparnisse. Mit diesen Ersparnissen 
wächst jedoch nicht nur die Möglich-
keit zur Schuldenaufnahme, sondern 
auch der Druck dazu. Denn irgendeinem 
Wirtschaftsteilnehmer muss im gleichen 
Umfang Geld fehlen, wie es ein anderer 
übrig hat. Der Geld- und Wirtschafts-
kreislauf kann also nur durch das Aus-
leihen dieser Überschüsse geschlossen 
und damit die Konjunktur stabil gehal-
ten werden. Denn jeder Euro, der aus 
dem Kreislauf herausgehalten wird, er-
zeugt eine Nachfragelücke und in deren 
Folge Arbeitslosigkeit. Anders ausge-
drückt: Vollbeschäftigung ist nur dann 
gesichert, wenn alle Einkommen auch 
wieder zur Nachfrage werden. Aufgrund 
dieser Gegebenheiten müssen also in 
jeder Volkswirtschaft die Schulden mit 
den Geldvermögen anwachsen. Diese 
aber vermehren sich immer mehr aus 
sich selbst heraus, auf Grund des Zins- 
und Zinseszinsmechanismus sogar mit 
einem exponentiellen Trend. Selbst die 
Bundesbank hat schon vor Jahren von 
der „Selbstalimentation der Geldvermö-
gen“ geschrieben und dargelegt, dass 
bei den privaten Haushalten die Zinsgut-
schriften bereits bei 80 Prozent ihrer Er-
sparnisse liegen.[1]

Dem viel beklagten Wachstumszwang 
geht also ein Verschuldungszwang vor-
aus. Dieser Verschuldungszwang ist so 
groß, dass auch der Staat ihm kaum ent-
weichen kann. Darauf hat der deutsche 
Wirtschaftsprofessor Rüdiger Pohl, über 
viele Jahre Mitglied des Sachverständi-
genrates, bereits am 11. 12. 1987 in der 
Wochenzeitung DIE ZEIT hingewiesen: 
„Wohlgemerkt: Staatliche Kreditaufnah-
me ist kein Selbstzweck. Aber wenn das 
Kapitalangebot aus privaten Erspar-
nissen steigt, gleichzeitig die Kapital-
nachfrage....der Unternehmen wegen 
der schwachen Investitionsneigung ge-
ring bleibt, dann muss der Staat das am 
Markt entstehende Kapitalüberangebot 
aufnehmen, weil anderenfalls eine defla-
tionäre Wirtschaftsentwicklung einset-
zen würde.“ 

Was ergibt sich aus diesen Gegeben-
heiten und Zwängen für die Erfüllung 
des Zielkatalogs Gerechtigkeit, Frieden 
und Bewahrung der Schöpfung? Dass 
die Bewahrung der Schöpfung und des 
Friedens in der Welt eine Reduzierung 
unseres Wirtschaftswachstums und da-

1 Bundesbankbericht Oktober 1993

mit des Umweltverbrauchs und der Um-
weltbelastungen erfordert, dürfte un-
bestritten sein. Und das nicht nur allein 
aus ökologischen Gründen, sondern 
auch im Hinblick darauf, dass bereits 
unser heutiger Verbrauch in den Indus-
trienationen unmöglich zu einem Maß-
stab für die übrigen Länder in der Welt 
werden kann. Das heißt, der Frieden in 
der Welt setzt letztlich ein gleiches An-
recht aller Menschen an die Güter dieser 
Erde voraus und damit, in unseren Brei-
ten, zumindest eine Eingrenzung unserer 
materiellen Ansprüche auf den heutigen 
Stand. Durch Reduzierung der heute zum 
Wachstum notwendigen Wegwerfmen-
talität und durch verbesserte Produk-
tionsmethoden kann dieser derzeitige 
Lebensstandard sogar mit einem ständig 
sinkendem Ressourcenverbrauch sowie 
sinkenden Produktionsleistungen und 
Arbeitszeiten verbunden werden. Eine 
solche sinnvolle Umstellung der Produk-
tions- und Verbrauchsmethoden würde 
also nicht nur den übrigen Ländern ein 
Mehr an Ressourcen zur Verfügung stel-
len, sondern auch für uns Vorteile haben. 

Fazit: 
Angesichts der vorstehend beschriebe-
nen Entwicklungen der Geldvermögen 
und Schulden sowie der daraus resultie-
renden Verteilungsmechanismen würde 
eine Reduzierung unseres Wirtschafts-
wachstums und noch mehr eine des 
heutigen Leistungsumfangs unter den 
heutigen Bedingungen zwangsläufig zu 
einem beschleunigten Rückgang der Ar-
beitseinkommen führen. Das heißt, die 
Ökumenische Bewegung befindet sich 
mit ihren Forderungen in einer Zwick-
mühle: Setzt man das Ziel der Bewah-
rung der Schöpfung in die Praxis um, 
dann nehmen über den Rückgang der 
Arbeitseinkommen die sozialen Span-

nungen zu und als Folge auch die Ge-
fährdungen des Friedens. Und würde 
man versuchen, die bereits vorhande-
nen Ungleichgewichte der Einkommens-
verteilung zugunsten der Arbeit zu ver-
bessern, so wäre das heute nur über ein 
deutliches Wachstum der Wirtschaft zu 
erreichen und damit auf Kosten einer 
beschleunigten Umweltzerstörung. Alle 
Zielfelder, also Gerechtigkeit, Frieden 
und die Bewahrung der Schöpfung, las-
sen sich nur erreichen, wenn die Über-
entwicklung der Geldvermögen und 
Schulden zumindest auf die Entwick-
lung der Leistung zurückgeführt werden 
kann. Zu einem solchen Ausgleich, und 
damit einer nachhaltigen und sozial sta-
bilen Wirtschaft und Gesellschaft, kann 
es jedoch nur dann kommen, wenn auch 
die Zinssätze im Gleichschritt mit der 
Sättigung der Märkte gegen null her-
untergehen und mit ihnen die heutigen 
problematischen Umverteilungen von 
der Arbeit zum Besitz. Das wiederum hat 
eine Korrektur der Geldordnung zur Vor-
aussetzung, bei der die derzeitigen Um-
laufsicherungsmittel Zins und Inflation 
durch eine zinsunabhängige Umlaufsi-
cherung ersetzt werden, wie das – nach 
Silvio Gesell – auch von John Maynard 
Keynes und Irving Fisher bereits in den 
30er Jahren vorgeschlagen worden ist. 

Diese Forderung mag utopisch erschei-
nen oder auch sein, aber sie ist unum-
gänglich, wenn wir die genannten Ziele 
erreichen wollen.  

„Es gibt nichts, was so verheerend ist, 
wie ein rationales Anlageverhalten in 
einer irrationalen Welt.“ 

John Maynard Keynes 
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„Das bestehende Geldsystem lässt 
uns keine andere Wahl: entweder 
ohne Wachstum in die Wirtschaftskrise
oder mit Wachstum in die Umweltkrise“

Helmut Creutz

„Die Eskalation der Geldvermögen ist 
vor allem eine Folge des Zinseszins-
Effekts“ Helmut Creutz
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